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Heinrich-Plett-Allee:
Zwischen B75 und Luxemburger Straße
Sperrung von Fahrstreifen, der Verkehr
wird bis zum 31. März in beiden Richtungen
einspurig geführt.

AmWall:
In Höhe Herdentor Vollsperrung aufgrund der Herstellung
der Fahrradroute Wallring vom 13. März bis 15. Mai.

Parkallee:
ZwischenWiener Straße und Lindenweg
bis 24. März Sperrung in Fahrtrichtung
Zur Munte; der Verkehr wird einspurig
in beiden Fahrtrichtungen auf der
Gegenfahrbahn geführt.

HIER KANN ES ZU BEHINDERUNGEN KOMMEN:

Weitere Informationen zu Baustellen,
Staus und zur Parkplatzsituation

finden Sie ständig aktualisiert unter:
www.vmz.bremen.de

Arster Heerstraße:
Zwischen Arsterdamm und Heukämpendamm
Sperrung eines Fahrstreifens aufgrund der
Verlegung von Versorgungsleitungen bis 31. März.

DIE WICHTIGSTEN BAUSTELLEN IN BREMEN

Michael Scherer gestorben

Bremen. Er hat die Stolpersteine nach Bre-
men geholt: Michael Scherer vom Verein „Er-
innern für die Zukunft“ warb so überzeugend
für Gunter Demnigs Konzept, dass das Ge-
denkprojekt zu einer Bremer Bewegung
wurde. Im Februar ist der ehemalige Ge-
schichtsreferent der Landeszentrale für poli-
tische Bildung im Alter von 72 Jahren gestor-
ben. Am kommenden Donnerstag ist um 13
Uhr die Trauerfeier in der Friedhofskapelle
Riensberg.

Er habe dazu beigetragen, „dass sich diese
Stadtgesellschaft nicht nur geöffnet, son-
dern auch verändert hat“, hatte Luise Scherf
dem passionierten Netzwerker und dem 1991
von ihm mitgegründeten Verein „Erinnern
für die Zukunft“ einst öffentlich bescheinigt.
Schließlich hatte Scherer maßgeblich dafür
gesorgt, dass die Wehrmachtsausstellung
nach Bremen kam. Und gemeinsam mit Her-
mann Kuhn von der Deutsch-Israelischen
Gesellschaft stellte er 2004 in der Gedenk-
reihe „27. Januar“ auch Demnigs Projekt vor
– noch vorsichtig optimistisch. „Bis zur Ver-
wirklichung von ,Stolpersteinen‘ auch in Bre-
men werden wohl noch einige Jahre verge-
hen“, war im Januar 2004 die allgemeine Er-
wartung.

Aber dann ging es ganz schnell. Ein Beirat
nach dem anderen stimmte zu, und rasch
meldeten sich 100 Patinnen und Paten, die
bereit waren, die Kosten zu tragen. Schon im
August 2004 setzte Gunter Demnig die ers-
ten 13 Quader in Bremer Bürgersteige. Inzwi-
schen erinnern laut Initiativkreis 760 Stol-
persteine an Bremer NS-Opfer. Und das ist
unter anderem Michael Scherers Verdienst,
gewissermaßen auch sein Vermächtnis.

Netzwerker gegen
das Vergessen

von monika felsing

Michael Scherer –
hier ein Foto aus dem
Jahr 2009 – hat die
Stolpersteine nach
Bremen geholt.
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Bremen. Gisela Fröhlich (SPD) freut sich. Die
heute 80-jährige ehemalige Bau- und Ver-
kehrspolitikerin kann 26 Jahre nach ihrem
Ausscheiden aus der Bremischen Bürger-
schaft noch einmal einen politischen Erfolg
verbuchen. Denn dass in dem Anfang Feb-
ruar verabschiedeten Wahlprogramm ihrer
Partei nun der Passus steht, dass das Land in
der Pflege die Übernahme der Investitions-
kosten in Angriff nehmen und die Kontrolle
darüber stärken wird, rechnet sich die enga-
gierte Seniorin auch als ihren Verdienst an.
„Dafür habe ich auf allen Klaviaturen ge-
spielt, von den Ortsvereinen bis zu den De-
legierten“, sagt sie. Noch im letzten Pro-
grammentwurf war dieses Anliegen abge-
schwächt durch den Zusatz, man wolle dies
gemeinsam mit anderen Bundesländern an-
gehen. „Das hätte in der Praxis aber die Ver-
schiebung auf den Sankt Nimmerleinstag
bedeutet, eine politische Beerdigung ersten
Ranges“, sagt Fröhlich. Sie hat darum nach
eigenem Bekunden „viel telefoniert“ , um
diesen Halbsatz wieder aus dem Programm
zu kegeln.

Um was geht es bei Investitionskosten?
Der etwas verwirrende Begriff findet sich auf
den Abrechnungen jedes Pflegeheims und
beträgt in Bremen im Schnitt 539 Euro pro
Monat. Bundesweit liegt dieser Wert bei 472
Euro. Finanziert werden damit die Kosten
für Bau, Kauf oder Miete sowie Instandhal-
tung der Immobilie, in der sich die Pflegeein-
richtung befindet. Am ehesten entspricht
dieser Betrag daher der Kaltmiete für eine
Wohnung. Die in der monatlichen Rechnung
aufgeführten Kosten für die Unterkunft hin-
gegen umfassen die verbrauchsabhängigen
Faktoren wie Strom, Gas, Wasser sowie zu-
meist auch die Verpflegung.

Wer muss die Investitionskosten zahlen?
Wie auch die Posten für Verpflegung und
Unterbringung gehen sie allein zulasten des
Pflegebedürftigen. Das folgt der Logik, dass
man auch ohne Pflegebedarf Kosten für
Wohnung und die täglichen Mahlzeiten tra-
gen muss. Allerdings ist Wohnen im Pflege-
heim vergleichsweise teuer, denn gemessen
an den zumeist für den Pflegebe-
dürftigen verfügbaren Zimmer-
größen entsprechen die Investi-
tionskosten unterm Strich Kalt-
mieten von über 20 bis teilweise
30 Euro pro Quadratmeter. Lang-
jährige Sozialpolitiker wie Ha-
rald Groth (SPD), der heute dem
Präsidium der Arbeiterwohlfahrt
Weser-Ems vorsitzt, sprechen da-
her auch von einem „ganz beson-
deren, völlig ungeregelten Woh-
nungsmarkt ohne jede Förde-
rung“ bei Pflegeimmobilien.

Warum sind die Investitionskosten so
hoch?
Das hat mehrere Ursachen: Aus Betreiber-
sicht hat jeder Bewohner nicht nur sein Zim-
mer, sondern er braucht zusätzlich viele Ge-
meinschaftsflächen. Das reicht von den tat-
sächlich genutzten Aufenthalts- und Speise-
räumen, bis zu indirekt genutzten Flächen

wie Küchen, Vorrats- und Personalräumen.
Auch die zumeist barrierefreie Architektur
mit breiten Türen und Fluren beansprucht
mehr Fläche. Im Schnitt kalkulieren Betrei-
ber und Investoren mit 50 Quadratmetern je

Bewohner. So gesehen sinkt der
Preis je Quadratmeter. Die 50
Quadratmeter stellen zugleich
die vom Sozialhilfeträger in Bre-
men anerkannte Höchstgrenze
dar. Die Behörde deckelt außer-
dem ihre Leistung auf 9,50 Euro
je Quadratmeter. Für jeden Be-
wohner, bei dem das Sozialamt
die Kosten für eine stationäre
Unterbringung trägt, werden
also im Höchstfall 475 Euro In-
vestitionskosten überwiesen.
Reicht das aus Sicht des Heimbe-
treibers nicht aus, verlangt er da-

rum häufig entsprechend höhere Sätze von
den Selbstzahlern.

Wie kann eine Förderung des Landes die
Bewohner entlasten?
Die Höhe der Entlastung hängt entscheidend
vom finanziellen Umfang der Förderung ab.
Aber auch die Methode spielt eine Rolle, weil

der monatliche Anteil der Bewohner indivi-
duell festgelegt wird, abhängig von den kon-
kreten Immobilienkosten der jeweiligen Pfle-
geeinrichtung. Wird zum Beispiel allein der
Neubau bezuschusst, ändert sich für die Be-
wohner vorhandener Pflegeheime nichts.
Wird allen Betreibern eine regelmäßige di-
rekte Förderung in Form eines staatlichen
Zuschusses gewährt, müsste die ordnungs-
gemäße Weitergabe der Entlastung an die
Bewohner relativ aufwendig kontrolliert
werden. Bislang ist das kein Thema für die
Aufsichtsbehörde. Wie in Nordrhein-West-
falen und Schleswig-Holstein dürfte darum
auch die Bremer SPD mutmaßlich auf ein
eigenständiges Pflegewohngeld als neue So-
zialleistung setzen, das an die Bewohner ge-
zahlt wird und diese tatsächlich sofort ent-
lastet. Zumindest wird diese Methode als
Beispiel im Wahlprogramm genannt.

Hilft das beim Ausbau neuer Pflegeplätze?
Aus der Perspektive der Betreiber und Inves-
toren hat ein Pflegewohngeld den Nachteil,
dass sie bei Neubau und Unterhalt der Im-
mobilien weiterhin in Vorleistung gehen
müssen, weil die Förderung für sie indirekt
und im Nachhinein erfolgt. Um den prognos-

tizierten erforderlichen Ausbau von Pflege-
plätzen zu fördern, bietet es eher wenig An-
reiz.

Hohe Zuzahlung in Pflegeheimen
Warum Heimbewohner rund 500 Euro Investitionskosten pro Monat aufwenden müssen

von timo thalmann

Die breiten Flure in Pflegeeinrichtungen müssen die Bewohner finanzieren. FOTO: JENS BÜTTNER/DPA

Gisela Fröhlich
FOTO: PETRA STUBBE

ANZEIGE

Kostenlose
Vortragsre

ihe.

Jetzt anmelden:

www.spark
asse-bremen.de/co2

Jetzt beraten lassen,
wie Sie Ihre energetische
Sanierung finanzieren.

Weil’s ummehr als Geld geht.

Sparen Sie beim
Sanieren das CO2
gleich mit.


